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Bundesrats-Drucksache 295/16

Im Rahmen seines Auftrags zur Überprüfung von Gesetzentwürfen und Verordnungen der Bun-
desregierung auf Vereinbarkeit mit der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie hat sich der Parla-
mentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung gemäß Einsetzungsantrag (Drs. 18/559) am
9. Juni 2016 mit dem Entwurf eines Gesetzes zum besseren Informationsaustausch bei der Be-
kämpfung des internationalen Terrorismus (BR-Drs. 295/16) befasst.

Folgende Aussagen zur Nachhaltigkeit wurden in der Begründung des Gesetzentwurfes getrof-
fen:

„Nachhaltigkeitsbezogen ist eine weiter verbesserte Verhütung insbesondere terroristischer
Straftaten zu erwarten.“

Formale Bewertung durch den Parlamentarischen Beirat für nachhaltige Entwicklung:

Eine Nachhaltigkeitsrelevanz des Gesetzentwurfs ist gegeben. Der Bezug zur nationalen Nach-
haltigkeitsstrategie ergibt sich hinsichtlich folgenden Indikators:

Indikator 15 (Kriminalität - Persönliche Sicherheit weiter erhöhen)

Die Darstellung der Nachhaltigkeitsprüfung ist plausibel.
Aber der Prüfpunkt „Nachhaltigkeitsaspekte“ wurde lediglich unter dem Obertitel „Weitere
Gesetzesfolgen“ behandelt.

Eine Prüfbitte ist nicht erforderlich.
Allerdings wäre es zukünftig wünschenswert, den Punkt „Nachhaltigkeitsaspekte“ im Rahmen
der Gesetzesfolgenabschätzung unter einem separaten Punkt zu behandeln.

Berlin, 9. Juni 2016
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